
1.Satzung zur Änderung der Satzung

der Ortsgemeinde Lissendorf zur Erhebung von

wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen

vom 14.03.2007 (Ausbaubeitragssatzung)

Der Ortsgemeinderat hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz 

(GemO) und der §§ 2 Abs. 1, 7 und 10a des Kommunalabgabengesetzes folgende Satzung 

beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

Artikel I

§ 2 der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Ver-

kehrsanlagen vom 14.03.2007 (Ausbaubeitragssatzung) wird wie folgt neu gefasst:

§ 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie 

selbstständige Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und Radwe-

ge.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen 

mit den dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwandes für Fahrbahndecke 

und Fußwegbelags.

Artikel II

§ 6 Absatz 1 der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von 

Verkehrsanlagen vom 14.03.2007 (Ausbaubeitragssatzung) wird wie folgt neu gefasst:

§ 6 Beitragsfähige Verkehrsanlagen

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je 

Vollgeschoss beträgt 25 v.H..

Artikel III

§ 6 Abs. 6 der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für Ausbau von Ver-

kehrsanlagen vom 14.03.2007 (Ausbaubeitragssatzung) wird ersatzlos gestrichen

Artikel IV

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2006 in Kraft.

Lissendorf, den ________________

Ortsgemeinde Lissendorf

(DS)

.....................................................

Lothar Schun, Ortsbürgermeister



Hinweis:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-

nung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach 

der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausferti-

gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der Jahresfrist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand 

die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwal-

tung oder der Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll, Rathausplatz 1, 54584 Jünke-

rath, unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 

geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 

der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.


